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SELBSTÄNDIGKEIT IN DEUTSCHLAND 

5 Forderungen aus Sicht der Selbständigen im Vertrieb 

 

Viele Selbständige sind durch die Pandemie besonders betroffen. Wir fordern deshalb, dass die 

Politik sich ihrer Anliegen in der kommenden Legislaturperiode besonders annimmt. Existierende 

Einstiegshürden für Selbständige müssen unbedingt abgebaut werden. Außerdem sollte die 

Rechtssicherheit bei Selbständigen erhöht werden. 

Folgende fünf Mindestforderungen sollten unbedingt in der kommenden Legislaturperiode be-

achtet werden:  

1. Gründerfreundliche Ausgestaltung der Vorsorgepflicht für Selbständige : 

Gründer sollten wie bisher mindestens drei Jahre von der Vorsorgepflicht ausgenommen blei-

ben. 

2. Einkommensbezogene Erhebung der GKV-Beiträge: 

SPD, Bündnis90/Die Grünen und FDP müssen hier Wort halten. Ansonsten droht in der Grün-

dungsphase eine Einstiegsbelastung von mehr als 60 Prozent der Einnahmen. 

3. Selbständige dürfen bei der Erhebung der Sozialkosten nicht schlechter gestellt  werden als 

Arbeitnehmer: 

Derzeit zahlen Selbständige strukturell 20 Prozent höhere Sozialbeiträge als Angestellte. Auch 

bei der Beitragsbemessung müssen Selbständige wie Angestellte behandelt werden. 

4. Keine zusätzlichen Sozialkosten für Selbständige: 

Der Vorschlag einer Einführung eines Sicherungsgeldes für Selbständige ist abzulehnen, da 

durch dieses Fehlanreize entstehen könnten. 

5. Keine Experimente bei der Definition von Selbständigkeit: 

Eine Definition der Selbständigkeit durch einen Positivkriterienkatalog ist aus Sicht der Ver-

bände abzulehnen, da es nicht möglich ist, einen starren Kriterienkatalog auf die unterschied-

lichsten Branchen anzuwenden. 

 

Die unterzeichnenden Verbände vertreten Unternehmen, für die über eine Millionen Selbstän-

dige im Vertrieb tätig sind. 
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Zu 1. Gründerfreundliche Ausgestaltung der 

Vorsorgepflicht für Selbständige  

Die unterzeichnenden Verbände erkennen 

die Notwendigkeit an, auch diejenigen Selb-

ständigen vor einer Verarmung im Alter zu 

schützen, die nicht schon heute obligato-

risch oder aus freien Stücken für das Alter 

vorsorgen. Hierbei gilt es wirksame Maß-

nahmen zu treffen, die das Risiko von Al-

tersarmut bei Selbständigen reduzieren, 

ohne die Besonderheiten der Einkommens-

situation von Selbständigen aus den Augen 

zu verlieren. Dabei sprechen wir uns für 

eine Wahlfreiheit zwischen der Aufnahme 

in die gesetzliche Rentenverssicherung und 

privaten Vorsorgemöglichkeiten aus. Den 

Selbständigen sollte der Zugang zur gesam-

ten geförderten privaten Altersvorsorge of-

fen stehen. Die Einführung einer Vorsorge-

pflicht für Selbständige darf nicht dazu füh-

ren, dass bestehende Gestaltungsmöglich-

keiten hinsichtlich der Beitragszahlung ab-

geschafft werden. So ist derzeit für gem. § 2 

S. 1 Nr. 9 SGB VI rentenversicherungspflich-

tige Selbständige mit nur einem Auftragge-

ber die Befreiungsmöglichkeit für einen 

Zeitraum von bis zu drei Jahren nach erst-

maliger Aufnahme einer selbständigen Tä-

tigkeit (in § 6 Abs. 1a S. 1 Nr. 1 SGB VI) von 

erheblicher Bedeutung. Diese Existenzgrün-

der-Befreiungsmöglichkeit müsste auch für 

eine generelle Altersvorsorgepflicht von 

Selbständigen gelten. Neugründungen wür-

den erheblich erschwert, wenn Existenz-

gründer bereits mit Aufnahme ihrer selb-

ständigen Tätigkeit die mit einer Vorsorge-

pflicht verbundenen zusätzlichen finanziel-

len Belastungen zu tragen hätten. Dies 

würde viele von einem Schritt in die Selb-

ständigkeit abhalten. Existenzgründer soll-

ten deshalb auch in Zukunft die Möglichkeit 

haben, während der ersten Jahre nach Auf-

nahme der selbständigen Tätigkeit von der 

Versicherungspflicht befreit zu sein. 

 

Zu 2. Einkommensbezogene Erhebung der 

GKV-Beiträge 

Um die Gründerfreundlichkeit in Deutsch-

land zu erhöhen, müssen die existierenden 

Einstiegshürden für Selbständige beseitigt 

werden. Derzeit sind die Sozialkosten für 

teilzeittätige Selbständige in Deutschland 

signifikant höher als bei Angestellten. Auf-

grund der im Rahmen des GKV-VEG am 18. 

Oktober 2018 vom Deutschen Bundestag 

beschlossenen Mindestbeitragsbemes-

sungsgrundlage in Höhe von 1.096 Euro, 

müssen Selbständige zum Teil über 40 Pro-

zent ihres Einkommens für die Beiträge zur 

Kranken- und Pflegeversicherung aufbrin-

gen. Zusammen mit den Rentenversiche-

rungsbeiträgen gemäß § 2 S. 1 Nr. 9 SGB VI 

verwenden Soloselbständige somit zum Teil 

über 60 Prozent ihres Einkommens für Sozi-

alabgaben. Eine Umfrage des Instituts für 

Gesundheitsökonomik bei über 8.000 Selb-

ständigen ergab, dass über 80 Prozent der 

Selbständigen mehr arbeiten würden, 

wenn die Kranken- und Pflegeversiche-

rungsbeiträge einkommensbezogen erho-

ben würden. Um dies zu erreichen, müsste 

die Mindestbeitragsbemessungsgrundlage 

auf 450 Euro gesenkt werden. Die derzeiti-

gen Beitragsbemessungsgrenzen halten 

Selbständige, insbesondere familienversi-
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cherte Selbständige, davon ab, durch Mehr-

arbeit höhere Einkommen zu erreichen und 

damit auch davon, (mehr) Beiträge und 

Steuern zu bezahlen. Hiervon sind beson-

ders häufig Gründerinnen und weibliche 

Teilzeit-Selbständige von diesen hohen Bei-

trägen betroffen und lassen sich dadurch 

von einer Mehrarbeit abschrecken.  

 

Zu 3. Selbständige dürfen bei der Erhebung 

der Sozialkosten nicht schlechter gestellt wer-

den als Arbeitnehmer 

Unabhängig von der geschilderten hohen 

Einstiegsbelastung werden, Selbständige in 

Deutschland strukturell bei der Erhebung 

der Vorsorge-, Kranken- und Pflegeversi-

cherungsbeiträge schlechter gestellt als Ar-

beitnehmer. Bei Arbeitnehmern werden die 

Beiträge für die gesetzliche Kranken- und 

Pflegeversicherung nur anhand des Brutto-

lohns bemessen. Die tatsächlichen Arbeits-

kosten liegen ca. 20 Prozent höher, da der 

Arbeitgeber die Beiträge zur Sozialversiche-

rung zur Hälfte trägt. Zinsen, Dividenden, 

Mieteinnahmen, usw. werden nicht verbei-

tragt. Bei Selbständigen dagegen werden 

alle Einkunftsarten verbeitragt und zudem 

muss der gesamte Überschuss bzw. Ge-

winn, in dem auch der rechnerische Arbeit-

geberanteil zur Sozialversicherung beinhal-

tet ist, verbeitragt werden. So muss ein 

Selbständiger bei monatlichen Einkünften 

in Höhe von 4.000 Euro einen monatlichen 

Beitrag in Höhe von 740 Euro an Kranken- 

und Pflegekassenbeiträgen zahlen. Arbeit-

nehmer und Arbeitgeber zahlen gemein-

sam nur Beiträge in Höhe von 617 Euro, 

denn Bemessungsgrundlage ist nur der mo-

natliche Bruttolohn von ca. 3.333 Euro. 

Würde man Mieteinnahmen, Zinsen und Di-

videnden berücksichtigen, die nur vom 

Selbständigen verbeitragt werden müssen, 

so würde der Unterschied noch gravieren-

der ausfallen. Aus diesem Grund müssen 

Selbständige hinsichtlich ihrer Bemessungs-

grundlage wie Angestellte behandelt wer-

den.  

Während der Gesetzgeber geringverdie-

nende Selbständige gegenüber Angestell-

ten deutlich schlechter stellt, kommt noch 

hinzu, dass Selbständige darüber hinaus 

nach der geltenden Rechtslage nicht von 

Vergünstigungen profitieren können, die 

für geringverdienende Angestellte gelten. 

So bezahlen sog. Midi-Jobber, also Ange-

stellte, reduzierte Sozialbeiträge. Diese Re-

gelungen müssen, aus Gründen der Gleich-

behandlung, auf Selbständige übertragen 

werden. 

 

Zu 4. Keine zusätzlichen Sozialkosten für Selb-

ständige 

Der SPD-Vorschlag einer Einführung eines 

Sicherungsgeldes für Selbständige ist abzu-

lehnen, da durch diesen Fehlanreize entste-

hen könnten. In unseren Branchen waren 

viele Selbständige von den Corona-Maß-

nahmen betroffen und mussten Einnah-

menrückgänge verzeichnen. Andere Selb-

ständige stellten sich auf Online-Vertrieb 

um und machten mehr Umsätze als im Jahr 

zuvor. Im Fall der Einführung eines Siche-

rungsgeldes besteht die Gefahr, dass dies 

zu Fehlanreizen führt und Selbständige 

dann gar nicht mehr arbeiten. Sinnvoller 
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scheint es uns deshalb im Infektionsschutz-

gesetz eine Vorschrift aufzunehmen, dass 

Selbständige, die durch Maßnahmen von ei-

nem Tätigkeitsverbot besonders betroffen 

sind, angemessen entschädigt werden. 

 

Zu 5. Keine Experimente bei der Definition von 

Selbständigkeit 

Die FDP fordert zur Erhöhung der Rechtssi-

cherheit bei der Definition der Selbständig-

keit die Einführung eines Positivkriterienka-

talogs. Eine Definition der Selbständigkeit 

durch einen Positivkriterienkatalog ist aus 

unserer Sicht abzulehnen, da es nicht mög-

lich ist, einen starren Kriterienkatalog auf 

die unterschiedlichsten Branchen anzuwen-

den. Das Bundesarbeitsgericht stellt in sei-

nen Entscheidungen immer wieder klar, 

dass es für die Abgrenzung von Selbständi-

gen und Arbeitnehmern kein Einzelmerk-

mal gibt, welches aus der Vielzahl möglicher 

Elemente unverzichtbar vorliegen muss. Zu 

berücksichtigen ist, dass jedes Merkmal 

nach Vertrag, konkreter Tätigkeit, beteilig-

ten Personen und Umständen ein stärkeres 

oder schwächeres Indiz in die eine oder an-

dere Richtung sein kann. Wollte man aus 

diesen Einzelentscheidungen dagegen ver-

meintlich allgemeingültige Kriterien zur Ab-

grenzung über alle Branchen hinweg ent-

nehmen, würde dies unweigerlich zu unzu-

lässigen Pauschalisierungen führen. Ein Ab-

stellen auf einige Kriterien führt dement-

sprechend in die Irre und kann den Beson-

derheiten der jeweiligen Tätigkeit nicht ge-

recht werden. Gegen eine weitergehende 

Regulierung sprechen des Weiteren die Er-

fahrungen mit der sozialrechtlichen Defini-

tion eines Beschäftigungsverhältnisses im 

Rahmen des sog. Gesetzes zur Bekämpfung 

der Scheinselbständigkeit aus dem Jahre 

1998: Der darin enthaltende Vermutungs-

katalog wurde kurz nach Verabschiedung 

des Gesetzes wieder aus dem Sozialgesetz-

buch gestrichen. Auch die Diskussion um 

das Grünbuch Arbeitsrecht im Jahr 2006 

führte letzten Endes dazu, dass sich die Eu-

ropäische Kommission von einer entspre-

chenden gesetzlichen Definition distanziert 

hat.  

Probleme, die es bei der Abgrenzung Selb-

ständige – Angestellte naturgemäß immer 

gibt, könnten z. B. durch die Einrichtung ei-

ner Ombudsstelle bei der Rentenversiche-

rung Bund (z. B. ein ehemaliger BSG-Rich-

ter) abgemildert werden. Dieser könnte un-

bürokratisch Zweifelsfragen klären und auf-

wändige und kostspielige Gerichtsverfah-

ren abwenden.  
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DIE UNTERZEICHNENDEN VERBÄNDE 

 

Bundesverband Direktvertrieb Deutschland e.V. (BDD)  

Jochen Clausnitzer, clausnitzer@direktvertrieb.de  

 

Centralvereinigung Deutscher Wirtschaftsverbände für Handelsvermittlung und Vertrieb (CDH) e.V.  

Eckhard Döpfer, doepfer@cdh.de  

 

Deutscher Franchiseverband e.V.  

Torben Leif Brodersen, brodersen@franchiseverband.com  

 

Verband der Privaten Bausparkassen e.V. (VdPB)  

Agnes Freise, freise@vdpb.de  

 

DER MITTELSTANDSVERBUND – ZGV e.V.  

Judith Röder, j.roeder@mittelstandsverbund.de 

 

Berlin, 22. Oktober 2021 
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